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KOMMENTIERT

Tea-Party gestoppt – vorerst
Roland Etzel über die Motive der Republikaner im Budget-Dauerstreit mit
Präsident Obama

Trotzig schielte er in die Kamera, der republikanische Senator Ted Cruz
aus Texas, wie der Western-Held, der in ungleichem Kampf nur der Über-
macht weichen musste – und seinem Parteisprecher im Repräsentanten-
haus, John Boehner, der wohl Signale aus der Wirtschaft erhalten hatte,
dass sie es für besser hielte, im Budget-Clinch mit Obama einzulenken.
Für heute. Daran ließen die Verlierer vom Mittwoch wenig Zweifel.

Doch die Tea-Party geht weiter. Im Februar droht der nächste Showdown
am Schuldenturm. Dann werden Cruz und Co. wieder versuchen, Obama,
den sie je nach Anlass als Muslim oder als Sozialisten titulieren, politisch
zu erledigen. Für ihre Klientel gibt es keine übleren Feindbilder.
Der Streit um Schuldenstand und Staatshaushalt ist dabei mehr oder

weniger nur Projektionsfläche, wird aber von den politischen Ultras der
Republikaner für geeignet gehalten, auf ihr eine Art geistig-moralischer
Wende auf amerikanisch zu forcieren. Einen mentalen Rücksturz ins
19. Jahrhundert, mit der schaurigen Begleitmusik evangelikaler Frömme-
lei im Takt der Waffenlobby. Diesmal wurden sie noch ausgebremst. Doch
es gibt keine Garantie, dass die etwas Vernünftigeren im Kongress auch
beim nächsten Kräftemessen die Nase vorn haben.
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Gut gesponsort
Von Haidy Damm

Für die einen ist es ein schlechter
Scherz, andere sprechen von Ver-
rat: Robert Fraley, Cheftechnolo-
ge und Vizepräsident des Gen-
technikkonzerns Monsanto, er-
hält heute in Illinois den renom-
mierten Welternährungspreis. Er
teilt sich den 1986 vom Friedens-
nobelpreisträger Norman Borlaug
geschaffenen »Oscar der Land-
wirtschaft« mit der Gründerin des
Saatgut- und Pestizidherstellers
Syngenta, Mary-Dell Chilton aus
den USA, und dem belgischen Bio-
technologen Marc Van Montagu.
Die mit 250 000 Dollar dotierte
Auszeichnung, die als wichtigste
Ehrung für die Verbesserung der
weltweiten Lebensmittelversor-
gung gilt, geht erstmals an Ent-
wickler gentechnisch veränderter
Nutzpflanzen.
Franley, 1953 auf einer kleinen

Farm im US-Staat Illinois geboren,
begann seine Karriere 1981 bei
Monsanto. Seinen Durchbruch
schaffte er – finanziert von Mon-
santo – 1983, als es ihm und sei-
nen mitausgezeichneten Kollegen
gelang, fremde Gene in die DNA
von Pflanzen einzubringen. Seit-
dem kletterte er bei Monsanto die
Karriereleiterhoch, gilt alsKopfder
Gentechnikstrategie, die Millionen
Kleinbauern in die Abhängigkeit
treibt.
Bereits als im Sommer die No-

minierungbekanntwurde,wardie
Empörung groß. 62 Preisträger
des Alternativen Nobelpreises

protestierten bei der Stiftung des
»World Food Price«: »Die dies-
jährigen Preisträger tragen dazu
bei, dass wir in einer Welt leben
müssen, wo hunderte Millionen
Menschen hungern, obwohl es ge-
nügend Nahrung gibt.« Im Inter-
net häuften sich die Kommentare
von »lächerlich« bis »geradezu wi-
derlich«.
Allerdings steht der Preis schon

länger in der Kritik, einseitig die
industrielle Landwirtschaft zu för-
dern. Zu den Finanziers zählen die
großen Saatgutunternehmen, al-
leinMonsanto sollmindestens fünf
Millionen Dollar gespendet ha-
ben. Die Stiftung verteidigte die
Entscheidung. Die Wissenschaft-
ler würden geehrt für ihre indivi-
duellen Leistungen in der Grün-
dung, Entwicklung und Anwen-
dung moderner Agrar-Biotechno-
logie. Die Spenden von Monsanto
hätten keinen Einfluss gehabt.

Monsanto-Vize Robert Franley erhält
den Welternährungspreis.
Foto: World Food Price
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Schönes, ruhiges Gesamtbild

Zum neuen »nd«
Für die Versorgung mit Informati-
onen und Überlegungen, die in den
Mainstream-Medien nicht oder
kaum zu finden sind, möchte ich
euch wieder mal meinen Dank
aussprechen. Das neue Erschei-
nungsbild scheint mir gelungen.
Dementsprechend halte ich Kritik
daran für marginal.
Was spricht dagegen, für die

Lektüre des TV-Programms notfalls
eine Lupe zu benutzen? Andern-
falls würde es doch unangemessen
viel Platz in Anspruch nehmen. Die
Spitzmarken-Ortsnamen ließen
sich eventuell mit einer serifenlo-
sen Grotesk-Schrift in gleicher
Strichstärke wie der übrige Text
etwas hervorheben, ohne dass das
ruhige Gesamtbild beeinträchtigt
würde. Das Gleiche könnte auch
eine Kursivauszeichnung bewirken.
Franz Eirich, Würzburg

Mit dem neuen »nd« sind die Su-
doku-Rätsel für mich zu schwer.
Was bisher eine willkommene 20-
Minuten-Übung für die grauen
Zellen war, ist nun eine im werk-
täglichen Zeitrahmen unlösbare
Aufgabe geworden. Am Wochen-
ende nehme ich mir gern etwas
mehr Zeit. Beim täglichen nd-Su-
doku kann ich jedoch so nicht mehr
mithalten. Schade.
Torsten Westphal, Blumberg

Höchste Zeit, um was dagegen
zu unternehmen

Zu »Großspende von BMW-Erben an
CDU empört Opposition«,
16.10., S. 1
So offen und ungeniert ist noch nie
die Lobbyarbeit einer ganzen Partei
wie der CDU sofort mit einer
Spende von 690 000 Euro dafür
bezahlt worden, dass sie als Regie-
rungspartei dafür gesorgt hat, die
Interessen der BMW-Großaktionäre
in der EU zu wahren und die CO2-
Grenzwerte zum Schaden der Um-

welt zu senken. Es ist höchste Zeit,
die Möglichkeiten von korrupten
Großspenden deutlich einzu-
schränken. Das wäre doch eine gu-
te Gelegenheit einer Initiative für
den in Worten so starken Bundes-
präsidenten Gauck.
Gisela Koch, Eberswalde

nd-Beitrag kopiert und verteilt

Zu »Warum sterben Flüchtlinge vor
Lampedusa?«, 7.10., S. 6
Weil dieser Beitrag entgegen Dis-
kussionen und Beiträgen in den
sonstigen öffentlichen Medien eine
so beeindruckende Analyse dieses
Problems darstellt, habe ich ihn 50
Mal kopiert und in unserer Stadt
an Interessierte verteilt.
Volker Henkel, Friedland

Eine Tafel zum Bild wäre gut

Zu »›Der Mensch, das Maß aller
Dinge‹ ist umgezogen«,
16.10., S. 20
Es war schon ein bewegender Au-
genblick, nicht nur für die Mitglie-
der des Freundeskreises Walter
Womacka, auch für dessen Witwe
Hanny und alle Anwesenden, als
das Womacka-Wandbild erneut
enthüllt wurde. Eine kleine Kor-
rektur sei gestattet: Es befindet
sich an einem Haus in der Frie-
drichsgracht an der Ecke Sper-
lingsgasse. Wesentlicher aber ist –
insbesondere für Besucher und
Gäste Berlins –, dass es von der
Jungfernbrücke aus gleich ins Au-
ge fällt.
Der Freundeskreis sollte überle-

gen, noch eine Tafel unter dem Bild
anbringen zu lassen, damit viele
nicht eingeweihte Interessierte er-
fahren, was es mit dem Bild auf sich
hat. Vielleicht lässt sich dafür sogar
ein Sponsor finden.
Dieter Lämpe, Hoppegarten

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

Für immer im Büro
Silvia Ottow über das gute Gefühl, einen Feel-good-Manager im Büro zu haben

Alles muss man allein machen. Milch kaufen, Arzttermin vereinbaren, Fahr-
radschlauch wechseln, Fieber messen, Oma besuchen. Und zwischendurch
arbeiten. Schnell natürlich. Und viel. Und zur vollen Zufriedenheit der Chefs
– egal, ob die Klimaanlage nicht funktioniert, der Aufzug mal wieder streikt,
die Kantine zu hohe Preise für ihr schlechtes Essen nimmt, der Schreibtisch-
nachbar seine Bazillen durch die Gegend niest und die Drucker den Kollegen
ihren Feinstaub direkt ins Gesicht blasen. Angesichts solcher oder ähnlicher
grauenvoller Umstände in manchen Firmen versteht man den Ruf der Be-
schäftigten nach der Erhöhung des Wohlfühlfaktors während der Arbeitszeit.
Bisher war der ja leider nicht vorgesehen. Aber jetzt!
Jetzt kommt der Feel-good-Manager. Der macht im Büro die Fenster nach

Bedarf auf und zu, repariert den flimmernden Bildschirm, beruhigt streitende
Kollegen, kocht vegan, massiert den Nacken, geht mit Oma zum Arzt, über-
nimmt die Grippeimpfung und holt den Kleinen aus der Kita ab. Doch das ist
erst der Anfang. Wenn die Krankheitstage weniger werden und die Leistungen
steigen, könnte man dazu übergehen, die Korridore mit lieblichem Vogelge-
zwitscher zu beschallen, berauschende Düfte zu verströmen und in der Mit-
tagspause zum Tanztee einzuladen. Solange, bis niemand mehr nach Hause
will. Da ist dann nur noch der Feel-good-Manager mit dem Kind und der Oma.
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KOLUMNE

Die stumme Macht der Reichen
Wolfgang Storz über die Großspende der Quandt-Familie an die CDU, den anti-demokratischen Einfluss der
Geld-Elite und die vollen Hosen der SPD

690 000 Euro – die Spende der
Quandt-Familie ist tatsächlich zu
unbedeutend, um Wesentliches zu
beeinflussen. Wer über sie streitet,
führt in die Welt der Peanuts. Der
Streit verdient dann Aufmerksam-
keit, wenn er in dieser Spende die
Spitze jenes Eisberges sieht, von
dem alle wissen, der sogar in der
Alltagssprache (»Geld regiert die
Welt«) seinen festen Platz hat und
trotzdem nie Gegenstand von be-
wusstem politischem Streit ist: die
stumme Macht der Reichen.
Die Fakten bestreitet niemand.

Hans-Ulrich Wehler, renommierter
Sozialhistoriker, bilanziert: »Hun-
dert Milliardäre stehen 2012 an der
Spitze von 345 000 Vermögensmil-
lionären: Die deutschen Reichen
waren noch nie so reich wie in der
unmittelbaren Gegenwart.« In dem
Ausmaß der heutigen sozialen Un-
gleichheit sieht er »einen der dra-
matischsten Vorgänge der modernen
Zeitgeschichte«.
Das ist sichtbar: Die Zunahme

von privatem Reichtum kann ge-
messen werden wie die Zunahme
von Armut, und marode Brücken,
Straßen, Bibliotheken und Schulen
stellen die öffentliche Armut aus.
Unsichtbar und allein deshalb schon
bedrohlich für diese Demokratie ist
die damit verbundene Neuvertei-
lung von Macht. Wenn die öffentli-
che Hand, gemessen an ihren zu er-
ledigenden Aufgaben, ärmer wird,
verliert sie zwangsläufig an Einfluss
und Macht. Wer arm ist oder ärmer
wird, den begleitet die Ohnmacht.
Und wann ist zu sehen, wie mächtig
Milliardärsfamilien wie beispiels-
weise die Quandts sind?
Es gibt keine vernehmbare öf-

fentliche Kraft, die diesen Aspekt
anhaltend zum Thema macht, und
die die Vermögenden als Eigentü-

mer enormer gesellschaftlicher
Macht auf die Bühne zerrt. Auch in
den wenigen noch wirkmächtigen
Medien fehlt über Jahre jede An-
strengung, sich mit Ursachen und
Folgen der Akkumulation riesigen
Reichtums in wenigen Händen aus-
einanderzusetzen. Mit den Potenzi-
alen, die ein Milliardenvermögen in
privater Hand eröffnet, um die Welt
um sich herum zu dominieren.

Diese stumme Macht, die sich in
der Selbstverständlichkeit aus-
drückt, mit der sich Bürger, Verbän-
de, Politiker und Wirtschaftspartner
an dem ausrichten, was diese Geld-
elite wünscht. Die sich in der
Selbstverständlichkeit ausdrückt, sie
wegen der Bitte zu hofieren, inves-
tieren Sie doch bitte hier und nicht
dort, fördern Sie mein Vorhaben
und nicht das andere. Dass viel Geld
vieles möglich macht und in allen
Bereichen Vorteile verschafft – ob es
um Gesundheit, Mobilität, Bildung,
Kultur geht –, wird wie die Schwer-
kraft als ein Naturgesetz vorausge-
setzt und hingenommen.

Vor diesem Hintergrund ist der
Mut der Grünen nicht hoch genug
zu bewerten, das Thema Steuerer-
höhungen für Reiche bis zum
Wahltag hochgehalten zu haben.
Die herrschende Deutung ist nun:
Aber genau deshalb haben sie so
schlecht abgeschnitten. Die SPD
entkommt allein dieser Deutung,
weil sie in Anbetracht des Gegen-
windes schon mitten im Wahlkampf
die Hosen voll hatte, ihre Steuer-
pläne faktisch aus dem Verkehr zog
und die Grünen schmählich im
Stich ließ.
Wenn die Erkenntnis bleibt, dass

die Privatmacht der Reichen dem
Grundgedanken von Demokratie
zuwiderläuft, dann muss in Anbe-
tracht von Umfragen und Wahler-
gebnissen, die sich widersprechen,
politisch gearbeitet werden, um eine
deutliche Mehrheit der Bevölkerung
zu gewinnen. Es mag helfen, wenn
künftig diese Pläne nicht unter den
Generalverdacht gestellt werden
können, es solle wieder einmal je-
nen Mittelschichten mit 40 000 bis
70 000 Euro Jahreseinkommen an
den Kragen gehen, die bereits hohe
Steuern und Abgaben zahlen, den
Sozialstaat finanzieren und die sich
dann wie eine Prätorianergarde vor
jene schieben lassen, die gemeint
sind.
Und es könnte von Vorteil sein,

wenn dieses Thema nicht länger Teil
dieser Wohlfühl-Solidaritäts-Behut-
samkeits-Säuselei ist: Könnten Sie
bitte als schulterstarke Milliardärs-
familie, natürlich zeitlich begrenzt,
ein kleines bisschen von Ihrem Ver-
mögen hergeben, weil, sehen Sie die
arme Jugend, die kaputten ...
So wird das nie was. Einfluss,

Geld – das rücken die freiwillig nicht
raus. Das ist dann Macht- und nicht
Wahlkampf.

Wolfgang Storz
war bis 2006 Chefredakteur
der »Frankfuirter Rundschau«
und arbeitet seither als
Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll

Deutsche Unzuständigkeiten
Katja Herzberg über den Streit um die Beerdigung Erich Priebkes

Die Bundesregierung fühlt sich im Fall des NS-Kriegsverbrechers Erich
Priebke einmal mehr nicht zuständig. Diesmal geht es um die Beisetzung
des am Freitag Verstorbenen. Ob und wenn ja, wo der einstige SS-Soldat
ein Grab bekommen wird, will Deutschland laut Äußerungen des Aus-
wärtigen Amtes nicht mitentscheiden.
Sich raushalten und nicht für die Verbrechen des nationalsozialisti-

schen Regimes einstehen, das ist die eigentliche deutsche Kontinuität. Erst
konnte Priebke Jahrzehnte lang unbehelligt in Argentinien leben. Dann
mussten ihn die Italiener verurteilen und für seinen Hausarrest aufkom-
men. Nun will sich Deutschland nicht einmal an der Beseitigung der
sterblichen Überreste seines Staatsangehörigen beteiligen. Dabei gibt es
Wege, die Bestattung diskret abzuwickeln, wie die Vergangenheit gezeigt
hat: eine Grabstätte mit falschem Namen oder im Meer, wie einst mit
Adolf Eichmann geschehen bzw. zuletzt mit Osama bin Laden. Da mischte
die Bundesregierung nach eigenen Angaben übrigens auch nicht mit.
Entscheidend ist aber nicht, wie Priebke beerdigt wird, sondern wie

lange das Gedankengut, das er bis zuletzt vertreten hat – darunter die
Leugnung der Shoah – fortleben wird. In Deutschland, Italien und der
ganzen Welt. Dafür trägt jede Bundesregierung ein Stück Verantwortung.


